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N ICHT nur das so bezeichnete Zeit, der 
ganze Evangelische Kirchentag in 

Hamburg war ein riesiger «Markt der Mög­
lichkeiten». Einen Überblick zu gewinnen, 
war menschenunmöglich und hat gewiß 
auch die große Mehrheit der zu 70 bis 80 
Prozent jugendlichen Teilnehmer kaum in­
teressiert: Kirchentage werden ja nicht für 
die Berichterstattung abgehalten. Diese 
konzentrierte sich zunächst weithin auf den 
Auftritt und das «Abschneiden» der Politi­
ker, zumal Bundeskanzler Schmidt und 
Verteidigungsminister Apel, beide evange­
lische Hamburger. Allgemeiner Eindruck: 
Deren Argumentation und Redestil blitzte 
an diesem Publikum völlig ab. Die «friedli­
chen» Christen und die «Nachrüster» rede­
ten eine andere Sprache, wie dies der «Spie­
gel» (22. 6. 81) durch die Gegenüberstel­
lung von Sätzen der einen und der anderen 
offenkundig gemacht hat. 

Kreuzweg in Hamburg 
Es scheint dies um so bemerkenswerter zu 
sein, als die jungen Leute durchaus bereit 
waren, andere Sprachbarrieren zu überwin­
den. Besonders deutlich war dies bei allen 
Veranstaltungen, die auf diesem Kirchen­
tag mit Lateinamerika zu tun hatten und 
von Lateinamerikanern bestritten wurden. 
Da legte in einem Nebenraum des «großen 
Michel» die in Guatemala für «vogelfrei» 
erklärte evangelische Pastorin Julia Esqui­
vél den Text von 2 Mose 14 über den Ex­
odus Israels aus und brachte es, obwohl al­
les übersetzt werden mußte, im «Nachge-
spräch» durchaus zu echter, besinnlicher 
Kommunikation. Und da erschien an der 
Alster zu ähnlicher «Bibelarbeit» unter 
freiem Himmel der Nicaraguaner Fernando 
Cardenal, der ausschließlich spanisch 
spricht, und am folgenden Tag auf dem 
Messegelände in der Halle 8 («für Ökolo­
gie») hörten ihm gegen 8000 Menschen 
während dreiviertel Stunden zum Thema 
«Friede und Natur» zu, wobei wiederum 
Satz um Satz zu übersetzen war. Im glei­
chen Stil ging es beim großen «Hearing» 
am «Lateinamerikatag» zu, als u. a. ein 
engster Mitarbeiter des ermordeten Erzbi­
schofs Romero von San Salvador zu Worte 
kam. Woher dieses Interesse an einer frem­
den, anderssprachigen Welt, die zudem für 
die allermeisten auch noch zu einer ihnen 
fremden Konfession gehört? Die Bereit­
schaft, sich von ihr ansprechen zu lassen, 

ihr Zeugnis zu vernehmen und an ihren Lei­
den teilzunehmen, zeigte sich am eindrück­
lichsten im «Lateinamerikanischen Kreuz­
weg». In der riesigen Halle 6 fand diese 
über zweistündige Feier gleich zweimal, am 
Nachmittag und am Abend, statt, wobei 
die Kommunikation durch Lied und Mu­
sik, durch Verteilen von Brot und Wasser 
und durch eine dem lockeren Stil der Ju­
gend angepaßte Moderation zusätzlich ge­
fördert wurde. Es war ein Kreuzweg in sie­
ben Stationen von «Verrat» und «Gefan­
gennahme» über «Simon von Kyrene» bis 
zum «Schacher» und zum Tod am Kreuz. 
Jedesmal begann es mit dem zugehörigen 
Text aus der biblischen Passionsgeschichte. 
Ihm folgten Zeugnisse aus der Passion La­
teinamerikas: Brasilien (Ein Arbeiter, der 
um die Früchte seiner Hände Arbeit betro­
gen wird), Argentinien (Die Mütter der Pla­
za de Mayo, die nach ihren verschwunde­
nen Männern und Söhnen fragen), Chile 
(Der Brief eines Gefolterten), Guatemala 
(Das Los der Kleinbauern), El Salvador 
(Die letzten Tage von Erzbischof Romero), 
Nicaragua (Begegnung zweier Brüder aus 
gegensätzlichen Lagern) und nochmals Ni­
caragua im Zeichen von Tod und Auferste­
hung. Zur Illustration der Stationen wur­
den große Tafeln bemalt: Hände, die Geld­
münzen empfangen, gefesselte und in der 
Folter des Stacheldrahtes verkrampfte 
Hände, Hände, die sich zusammenfügen, 
und Hände, die sich in Hingabe nach oben 
öffnen. Auf der sechsten Tafel (Versöh­
nung mit dem Schacher) erschien erstmals 
Farbe: der Regenbogen des Friedens über 
Nicaragua. 

Diese Sprache also verstanden die jungen 
Menschen. Dabei möchte ich behaupten, 
daß sie keineswegs unpolitisch war. Und 
auch die «Zeugen», die auftraten, hielten 
sich nicht «aus der Politik heraus». Nur 
war es eine andere Art von Politik: nicht 
eine «Geo-strategie», auch nicht nur eine 
Politik «für» das Volk, sondern eine, die 
aus den Armen herauswuchs und mit ihnen 
vorangetragen wurde. Anzumerken ist, daß 
der Kreuzweg von einer Ökumenischen 
Gruppe in Düsseldorf getragen war, wie 
überhaupt sehr vieles auf diesem Kirchen­
tag von ungezählten kleinen Gruppen aus­
ging: deshalb war er so reich, deshalb aber 
auch aus bürokratischer Sicht «unüber­
sichtlich». Vielleicht kam aus diesem 
Grund jemand auf die Idee, künftig, statt 
von «Kirchentag», von «Christentag» zu 
sprechen. L. K. 

NICARAGUA 
Es geht um mehr als die Priester-Minister: Ein 
Ultimatum der Bischofskonferenz, seine Vorge­
schichte und näheren Umstände - Neben den 
drei Priestern in der Regierung Nicaraguas ist 
jetzt auch der frühere Chef der Alphabetisie­
rungskampagne, Fernando Cardenal, betroffen 
- Die Gewissensfrage: Zurücktreten oder kirchli­
che Sanktionen riskieren - Überdies bischöfliche 
Desavouierung dreier christlicher Institutionen -
Reaktion an der Basis: Fasten und Nachtwachen 
- Zweite Reise einer Regierungsdelegation zum 
Vatikan - Wer ist an der doppelten Trennung 
Christentum/Sandinismus und Hierarchie/Basis 
interessiert? Ludwig Kaufmann 
KOMMUNIKATION 
Gruppenmedien in Kolumbien und Indonesien: 
Kassettenprogramm zur Jugendarbeitslosigkeit-
Aus Lateinamerika auf Indonesien übertragen -
Trotz unterschiedlicher Kulturtradition schafft 
globale Wirtschaftsstruktur ähnliche Probleme -
Fragwürdigkeit bisheriger Entwicklungsprojek­
te, besonders auch im Medienbereich - Die Me­
thode von Mario Kaplún überträgt den Weg der 
Bewußtseinsbildung von Paulo Freire auf die 
Medien - Hörspiele und Hörergruppen - Schwie­
rigkeiten und Erfolge in Indonesien - Konflikt­
scheu wie er ist, weicht der Indonesier dem Di­
sput aus - Traditionelle Gruppenidentität hin­
dert solidarischen Kampf. 

Ruedi Hofmann, Yogyakarta 
ESSAY 
Der Mensch braucht doch einen Ort: Innenwelt­
verschmutzung, eine Gegend in meinem Herzen, 
wo das Wort Mitmensch noch nie gehört worden 
ist - Drei Beispiele von krankmachendem Gei­
steslärm - Descartes, der ortlose Denker - Sein 
Trachten, lieber Zuschauer als Mitspieler zu sein, 
geht heute grausam in Erfüllung - Drang nach 
«reinem» Wissen verdreckt den Geist - Nach 
dem Zusammensturz des mittelalterlichen Babel­
turms - Gibt es als Alternative nur die Möchte­
gern-Türmchen? - Um eine neue Mentalität der 
Bezogenheit. Jürgen Kuhlmann, Nürnberg 

PHILOSOPHIE 
Abwesender Gott und verratene Freiheit: Zu ei­
nem Buch im Geist der «Neuen Philosophen»: 
Bernard-Henri Lévy, «Das Testament Gottes» -
Der Wandel des intellektuellen Klimas in Frank­
reich nach Existentialismus und Strukturalismus 
- Gegen die Erfinder der Verplanung, mögen sie 
von rechts oder links kommen - Enttäuschte 
Gläubige einer Machtdoktrin - Gegen die totali­
täre Bedrohung gilt es eine verläßliche Ethik des 
Widerstandes zu begründen - Funktion der mo­
notheistischen Fiktion - Erahnte Bildlosigkeit 
Gottes - Gegen Freund- und Feindbilder vom 
Menschen. Karl-Dieter Ulke, Leverkusen 

BUCHBESPRECHUNG 
Thomas-Forschung heute: Unter vielen, vom 
Thomas-Jubiläum angeregten Schriften ragen 
die zwei Sammelbände von Klaus Bernath her­
aus. Heinz-Robert Schielte, Bonn 
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Nicaragua: Es geht um mehr als die Priester-Minister 
Nach fünf Monaten Ruhe im Verhältnis von Kirche und Staat 
ist in Nicaragua am 1. Juni mit einem Pressecommuniqué der 
Bischofskonferenz ein neuer Konflikt ausgebrochen. In den 
sporadischen Pressemeldungen und -kommentaren in unserem 
Raum wurde fast nur der bereits «alte» Streitpunkt erwähnt: 
das Verbleiben von Priestern aus dem Welt- und Ordensklerus 
auf verantwortlichen Posten der Regierung und der Sandinisti­
schen Befreiungsfront (FSLN). In Wirklichkeit ging das Com­
muniqué über diesen Punkt hinaus. Es desavouiert mehrere In­
stitutionen, in denen vor allem Ordensleute engagiert sind. Es 
geht somit nicht nur um eine Auseinandersetzung.über drei bis 
vier direkt betroffene Priester, sondern um den Versuch, die 
Kirche überhaupt von der Befreiungsbewegung abzugrenzen. 
Das Konzept dieser Abgrenzungs- und Konfrontationspolitik 
scheint weder zeitlich noch räumlich direkt aus der konkreten 
Situation in Nicaragua geboren zu sein: eher geht es auf lang­
fristige, kontinentale Strategien und zentrale Steuerungsversu­
che einer bestimmten Richtung und Instanz in der lateinameri­
kanischen Kirche zurück. 
Doch bevor wir auf diese mögliche Interpretation eingehen, müssen eine 
Reihe von Fakten verdeutlicht werden, die das Communiqué vom 1. Juni 
situieren, Fakten, die ihm vorausgingen, und solche, die ihm unmittelbar 
folgten. Für die weiter zurückliegende Vorgeschichte sowie für den innen-
und außenpolitischen Kontext verweisen wir auf die ausführliche Darstel­
lung in Nr. 2 vom 31. Januar, S. 20ff. («Gespaltene Kirche auch im neuen 
Nicaragua?») und auf die Titelseite (S. 13) der gleichen Nummer («Staats­
minister und Gemeindepfarrer»). Damals konnten wir uns u. a. auf direk­
te Gespräche mit dem Minister für soziale Wohlfahrt, Pfarrer EdgardPar­
rales, stützen. 
Inzwischen hat auch der Außenminister, Pater Miguel d'Esco­
to von den Maryknoll-Fathers, Europa bereist und in Öster­
reich klärende Gespräche mit Kardinal König und mit der 
Kathpress (Nr. 105 vom 3. Juni) geführt. Danach wären die Be­
ziehungen zwischen katholischer Kirche und sandinistisch ge­
führter Regierungsjunta nach wie vor «exzellent», und auch 
Erzbischof Obando y Bravo anerkenne - trotz fallweise reser­
vierter Haltung - «Fortschritte». Bei diesen Gesprächen in Wien 
war aber das Bischofscommuniqué vom 1. Juni noch 
nicht bekannt. Direkt dazu hat sich inzwischen am 16. Juni auf 
einer Pressekonferenz in Bonn Jesuitenpater Fernando Carde­
nal (Bruder von Ernesto) geäußert. Fernando war auf dem Weg 
zum Evangelischen Kirchentag in Hamburg. Außer mit ihm 
konnten wir noch mit weiteren, nicht direkt betroffenen Ken­
nern Nicaraguas sprechen, die zum Teil übergreifend ih mehre­
ren zentralamerikanischen Ländern wirken und die Ereignisse 
und Entwicklungen bald aus der Nähe, bald aus einer gewissen, 
auch kritischen, Distanz verfolgen. 

Etappen der Vorgeschichte: Wo blieb ¿?r Dialog? 
Zur näheren Vorgeschichte ist folgendes zu berücksichtigen: 
> Am 13. Mai 1980 erfuhren sowohl die Regierung als ganze 
wie deren direkt betroffene Mitglieder ohne vorausgehende 
Mitteilung und Konsultation durch ein über die Massenmedien 
ausgestrahltes Communiqué der Bischöfe deren Ansicht, die 
Zeit außerordentlich dringender Aufgaben (für den Wiederauf­
bau) sei vorbei und für die von Priestern besetzten Regierungs­
posten sollten Laien ausersehen werden. 
Die Betroffenen antworteten ihrerseits mit einem gemeinsamen 
Communiqué. In respektvollem Ton bekannten sie sich zur 
kirchlichen Gemeinschaft mit den Bischöfen, gaben aber zu be­
denken, daß die Beurteilung der Dringlichkeit der Situation ih­
rer Ansicht nach nicht in die Kompetenz von Theologen und 
Kirchenrechtlern, sondern von Sozial- und Wirtschaftswissen­
schaftlern und von Politikern falle. Ausdrücklich erbaten sie 
ferner ein Gespräch mit der Bischofskonferenz. Dieses ist den 
drei Priester-Ministern gemeinsam bis heute von der Bischofs­
konferenz nicht gewährt worden. 

> In der Folgezeit ließ Erzbischof Obando y Bravo bei der ei­
nen oder anderen öffentlichen Gelegenheit mündlich verlauten, 
bis zum 31. Dezember sollten die Priester-Minister von ihrem 
Posten zurücktreten. Die Betroffenen erhielten aber keine di­
rekte Aufforderung dazu! 
> Anfang Oktober weilte eine Regierungsdelegation zu Ge­
sprächen mit Kardinalstaatssekretär Casaroli (9. Oktober) und 
weiteren Instanzen in Rom.1 Zusammengesetzt aus drei schon 
seit Jahren kirchlich engagierten Laien, hinterließ sie bei Casa­
roli und weiteren Gesprächspartnern (wie aus der Umgebung 
zu vernehmen war) einen durchaus positiven Eindruck. Die 
Mitarbeit von Priestern in der Regierung blieb ein strittiger 
Punkt: Die Delegation vertrat die Meinung, daß die «Ausnah­
mesituation» (außerordentliche Notlage, Mangel an fähigen 
Kräften) noch anhalte. Sie erklärte, Zweck ihres Besuches seien 
herzliche Beziehungen der Regierung mit der katholischen Kir­
che, und sie äußerte die Bitte, alle zwischen Regierung und Kir­
che auftauchenden Fragen offen zu besprechen und zu diesem 
Zweck zu einer direkten Kommunikation zu gelangen.2 Die De­
legation gewann von Kardinal Casaroli den Eindruck, daß man 
dazu im Vatikan (Staatssekretariat, Rat für die öffentlichen 
Angelegenheiten) durchaus bereit sei. 
> Im Dezember 1980 faßte die «Asociación del clero nicara­
güense» (Nationaler Klerusverband, der alle Priester umfaßt) 
eine Resolution, in der sie die Bischöfe dringend bat, in einen 
Dialog mit den drei Priester-Ministern zu treten. 
> In der zweiten Januarhälfte 1981 kam es endlich zu der von 
den dreien vor acht Monaten gewünschten Begegnung, doch 
wurden sie nicht gemeinsam vorgelassen. «Wie die Patienten 
im Wartezimmer eines Zahnarztes» mußten Ernesto Cardenal 
und Miguel d'Escoto «einander die Türklinke in die Hand ge­
ben» (d. h. sie konnten nicht miteinander sprechen), als jeder 
(später auch Edgard Parrales) einzeln vor die siebenköpfige Bi­
schofskonferenz trat. Jeder wurde aufgefordert, für die Dauer 
seines politischen Mandats auf öffentliche Meßfeiern und Sa­
kramentenspendung zu verzichten. Keiner erklärte sich damit 
im Prinzip einverstanden, doch wurde es von allen dreien im 
Sinne eines Kompromisses akzeptiert, da auch die Bischöfe ein 
Zugeständnis machten: sie erklärten sich bereit, die Frage der 
Fortsetzung der Ministertätigkeit an den Vatikan weiterzulei­
ten. Mit dieser Übereinkunft schien der Knoten gelöst, und es 
kehrte Ruhe ein. 

Ultimatum ohne Vorwarnung - Mitbetroffene Basisarbeit 

Am Montag, dem 1. Juni, veröffentlichten alle Massenmedien 
völlig unerwartet ein neues Communiqué der Bischofskonfe­
renz. Im Unterschied zu den früheren war es aber von keinem 
der Bischöfe, auch nicht von Erzbischof Obando y Bravo, na­
mentlich unterschrieben. Lediglich den Stempel der Bischofs­
konferenz fanden auch diejenigen unter dem Text der Erklä­
rung vor, die davon hinterher (ohne Begleitschreiben und ledig­
lich mit Anschrift auf dem Briefumschlag) vom Sekretariat der 
Bischofskonferenz eine Fotokopie zugesandt erhielten: die di­
rekt Betroffenen. Es waren aber diesmal nicht nur die drei Prie­
ster-Minister (von denen der eine, d'Escoto, wie schon er­
wähnt, zu diesem Zeitpunkt in Europa war). Als Nummer vier 
erhielt der bisher nicht anvisierte Pater Fernando Cardenal SJ 
die Kopie. 

1 Ebenfalls in der ersten Oktoberhälfte 1980 erschienen die beiden 
Erklärungen der Direktion der FSLN und der Bischofskonferenz (7. 
bzw. 13. Oktober) zum Verhältnis der Sandinisten zur Religion: vgl. 
Orientierung Nr. 2, 1981, S. 22ff. und S. 21. 
2 Eine ähnliche Bitte hatte die Regierung schon früher an die Bischofs­
konferenz gerichtet, und zwar im Sinne einer «direkten Telefon verbin­
dung»: Es geschah dies anläßlich einer Begegnung in anderer Sache. 
Leider hat sich eine solche nicht wiederholt, und zumal in der Angele­
genheit der Priester-Minister hat nie eine solche stattgefunden. 
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Tatsächlich trifft diesen Mann, der die große Alphabetisie­
rungskampagne durchführte und dafür sehr viele überzeugt 
christliche Schüler und Studenten auch im Sinne der Evangeli­
sierung begeisterte, der Wortlaut des neuen Communiqués in 
besonderer Weise. Denn im Unterschied zu früheren Verlaut­
barungen heißt es darin erstmals, die Priester hätten sowohl 
von Regierungsposten als auch von «Parteiposten» zurückzu­
treten. Pater Fernando ist aber seit Abschluß der Alphabetisie­
rungskampagne (die ihm nota bene den Vorschlag für den Frie­
dens-Nobelpreis eingebracht hat) Koordinator und Mitglied 
des Vorstands der sandinistischen Jugend. So erhielt nun also 
auch er aus heiterem Himmel, d. h. ohne jede Ankündigung 
oder Vorbesprechung den gleichen Text. In ultimativem Ton 
wurde darin der Rücktritt «innert kürzester Frist» verlangt; an­
dernfalls, so hieß es, würden die Priester als «rebellisch» er­
klärt und hätten mit kirchenrechtlichen Sanktionen zu rech­
nen.3 

Schon hier möchte man einhaken und fragen: Was sind das für 
Umgangsformen, womit haben solche Männer das verdient, 
und wo ist der «Dialog» geblieben, zu dem sich noch Ende De­
zember vier von sieben Bischöfen (und 150 von 300 Priestern) 
bekannten? Aber das Communiqué enthielt noch einen weite­
ren Passus. Drei christliche Institutionen waren darin aufge­
führt und es wurde erklärt, sie seien weder kirchlich beauftragt 
noch von der kirchlichen Hierarchie empfohlen: 
- das Theologische Reflexionszentrum Antonio Valdivieso: Es 
arbeitet auf ökumenischer Basis und wird vom Ökumenischen 
Rat der Kirchen in Genf finanziert; 
- das Instituto Histórico Centroamericano: ein vor allem von 
Jesuiten geführtes zeitgeschichtliches Dokumentationszen­
trum; 
- das Christliche Erziehungszentrum CEPA: es dient der Er­
wachsenenbildung im Hinblick auf die Evangelisierung der 
Landbevölkerung. 
Von dieser dreifachen Desavouierung ist die dritte die schwer­
wiegendste. Denn im Zentrum CEPA werden die für die Basis­
gemeinden und ihre Bibelarbeit entscheidenden Delegados de la 
Palabra (Boten des Wortes) ausgebildet, und zwar im gleichen 
Sinne, wie sich dies allenthalben in Lateinamerika (El Salva­
dor, Brasilien usw.) im letzten Jahrzehnt so erfolgreich entwik-
kelt hat. 

Erste Reaktionen: Gläubige, Regierung und Betroffene 
Die erste Reaktion kam denn auch von den christlichen Basis­
organisationen in den Pfarrgemeinden der größten Städte Ni­
caraguas. Viele Priester protestierten, daß die Pfarrgemeinden 
in keiner Weise von den Bischöfen konsultiert worden seien. In 

3 Der volle Wortlaut des bischöflichen Communiqués war bis zur 
Drucklegung dieser Nummer nicht erhältlich. Doch hat inzwischen 
Erzbischof Obando y Bravo in einem der italienischen Zeitung « Avve-
nire» gewährten Interview bestätigt, daß die Aufforderung an die für 
die Regierung tätigen Geistlichen, ihre Ämter niederzulegen, «ultima­
tiv» ergangen sei. Zur Begründung erklärte der Erzbischof, die Kirche 
dürfe sich «nicht als politische Partei vor den Karren des jeweiligen 
Siegers spannen lassen». Sie habe ihre genau umrissene Rolle unter 
jedem Regime zu spielen und werde «ihre Augen auch nicht vor den 
Fehlern der Sandinisten verschließen». Das «Gute», das die Revolu­
tion gebracht habe, werde von den Bischöfen anerkannt, ja jeder Nica­
raguaner würde es als «die schlimmste Beleidigung» ansehen, als «kon­
terrevolutionär» bezeichnet zu werden. Zur Befreiung von Somoza 
hätten die Bischöfe ihr Leben aufs Spiel gesetzt. Aber deshalb würden 
sie doch nie die Revolution zum «Idol» erheben. Ferner müßten sie die 
Versuche der Sandinisten zurückweisen, so etwas wie eine «Volkskir­
che» zu schaffen, die «mit ihrer Revolution verheiratet» sei. Dabei 
handle es sich aber in Wirklichkeit nur um kleine, eher politische als 
kirchliche Gemeinschaften, die den Sandinisten den Hof machten. Der 
Großteil der Christen könne sehr wohl wahr und falsch auseinander­
halten! (Das Interview gab Obando y Bravo nach Abschluß der Zentra­
lamerika-Tagung in Rom, von wo er zu einer Vortragsreise durch Eu­
ropa aufbrach: vgl. Kipa 17. 6. 81, Kathpress 19. 6. 81). 

langen Demonstrationszügen durch die Barrios (Quartiere) von 
Managua, León und Chinandega forderten die Gläubigen von 
den Bischöfen den «Dialog». Desgleichen begaben sich mehre­
re hundert Mitglieder der christlichen Jugendgruppen vor die 
Apostolische Nuntiatur und baten um das Verbleiben der Ver­
antwortlichen in ihren Ämtern und um eine dialogische Lösung 
von Differenzen. Andere hielten mit dem gleichen Ziel Fasten 
und Nachtwachen in den Kirchen ab. 
Während die Sandinisten die Affäre der innerkirchlichen Aus­
einandersetzung überließen, suchte die Regierung sofort, aber 
vergeblich einen Kontakt zu den Bischöfen aufzunehmen: Vier 
von ihnen waren schon vor der Veröffentlichung außer Landes 
gefahren. Von einem fünften weiß man, daß er mit dem Com­
muniqué nicht einig geht, und die zwei restlichen waren offi­
ziell «nicht erreichbar». Die Regierung beschloß darauf, erneut 
eine Delegation direkt nach Rom zu entsenden. Sie steht wie­
derum (wie im vergangenen Oktober) unter Führung des Präsi­
denten des Obersten Gerichts, Roberto Arguello Hurtado, und 
auch die beiden anderen Abgesandten, der Wohnungsbaumini­
ster und der Minister-Sekretär der Regierungsjunta, waren 
schon im letzten Herbst mit von der Partie. Die Delegation flog 
am 9. Juni von Managua ab. Über ihren Besuch im Vatikan ist 
bisher noch nichts verlautet. 
Die vier betroffenen Priester brachten am Tag vor dem Abflug 
der Regierungsdelegation eine gemeinsame Erklärung in Form 
eines Glaubensbekenntnisses heraus. 
Außer an Gott den Vater und Schöpfer, an Jesus Christus 
«Sohn Gottes, unseren Bruder und Erlöser» und an die Kirche, 
seinen «sichtbaren Leib», ist da auch vom Glauben an die Ge­
rechtigkeit («Grundlage des Zusammenlebens»), an die Liebe 
(«wichtigstes Gebot Christi») und an das Priesteramt (Beru­
fung zum Dienen) die Rede. Sodann glauben die vier auch an 
das Vaterland und die nicaraguanische Volksrevolution («um, 
nach dem Sturz der Tyrannei, Gerechtigkeit und Liebe zum 
Durchbruch zu verhelfen»), wie sie schließlich «an die Armen 
glauben, die ein gerechteres Vaterland aufbauen und uns zur 
Erlösung verhelfen werden». Im zweiten Teil erklären die vier 
Priester, wie sie ihre Ämter verstanden haben und weiter aus­
üben wollen, daß sie weder Macht, noch Annehmlichkeiten 
noch Bereicherung gesucht haben, sich auch nicht von ihrem 
Priesterberuf entfernen, sondern im Dienst an den Brüdern 
Christus ähnlicher werden und der Stimme Gottes gehorsam 
sein wollten. Sie zählen, so heißt es weiter, «auf den guten Wil­
len, die Ratschläge, das Verständnis und Gebet der Brüder Bi­
schöfe, Geistlichen und Laien». «Treue zu unserem Volk» wird 
am Schluß mit «Treue zum Willen Gottes» in eins gesetzt. 
Konkreter äußerte sich der eine oder andere einzeln. So Sozial­
minister Edgard Parrales gegenüber einem Korrespondenten 
des Zürcher Tages-Anzeigers (20.6.81): 
Nach einer Niederlegung der «weltlichen Ämter» durch die 
Priester-Minister befürchtet er eine (verschärfte) Kampagne, in 
welcher man den Sandinisten, um sie in der katholischen Bevöl­
kerung zu isolieren, «Atheismus» vorwerfen werde. Diese Be­
fürchtung begründet Parrales mit der Fähigkeit politischer In­
teressengruppen, die Religiosität, die in Nicaragua «immer 
noch voll von Aberglauben und Traumvorstellungen» sei, zu 
manipulieren. Parrales gab aber seiner Hoffnung Ausdruck, 
das Ultimatum der Bischöfe könnte von Rom noch revidiert 
werden. 
Ebenfalls vor der Presse, diesmal vor der deutschen in Bonn, 
betonte Fernando Cardenal am 16. Juni, er und seine drei Mit­
brüder in Regierungsämtern wollten gleichermaßen ihre «prie­
sterliche Identität bewahren» und den «revolutionären Prozeß 
unterstützen». Daß diese Unterstützung und das christliche En­
gagement nicht getrennt werden, ist für ihn das entscheidende 
Anliegen; die Beibehaltung der Posten ist ihm weniger wichtig. 
Seine Hoffnung setzt er auf ein offenes und eingehendes Ge­
spräch in der gesamten Kirche von Nicaragua, damit es nicht zu 
einer Spaltung kommt. Denn, so erklärte er in Bonn: Die kirch-
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liche Basis steht auf Seiten der Priester-Minister und hat zu­
gleich Respekt vor den Bischöfen. 
Tatsächlich sind die christlichen Basisgemeinden in Nicaragua 
so wenig wie im Rest des Kontinents aus Konflikten mit Bischö­
fen geboren worden. Anderseits ist man dort an ein so hartes 
Auftreten seitens der Bischöfe keineswegs gewöhnt. Eher ha­
ben sie den Ruf, zurückhaltend, zögernd, vorsichtig oder gar 
ängstlich zu sein. Woher also plötzlich die «Kriegserklärung», 
sowohl zu den Sandinisten hinüber als auch an die eigene Basis 
gerichtet? 
Eine mehrfach gehörte Hypothese geht davon aus, daß alsbald 
nach der Veröffentlichung des Communiqués von der Opposi­
tionspresse (La Prensa) ein (vom Mai datierter) Brief zur Un­
terstützung der Bischöfe seitens dreißig Kollegen aus anderen 
Ländern Lateinamerikas (inkl. gesamter Vorstand des Celam) 
herausgebracht wurde. Ferner macht man auf den Zeitpunkt 
aufmerksam: Wenige Tage später fand in Rom eine Zusam­
menkunft von Bischöfen Zentralamerikas mit Generalobern 
von dort tätigen Orden4 statt. Auch die Celam-Leitung war ein­
geladen, aber das Patronat hatten die Kardinäle von drei vati­
kanischen Kongregationen: für die Bischöfe (Kardinal Baggio), 
für die Ordensleute (Kardinal Pironio) und für die Missionen 
(Kardinal Rossi). 
Die Hypothese lautet: Vor dieser Versammlung und vor einer 
allfälligen Regelung durch den Vatikan sollte ein «fait accomp­
li» geschaffen werden, das Rom nicht mehr so leicht desavouie­
ren würde. Die Inspiration dazu wird dem Präsidenten und frü­
heren Generalsekretär des Celam, Erzbischof López Trujillo, 
zugeschrieben. Parrales sieht in ihm den Führer des konservati­
ven Flügels im lateinamerikanischen Episkopat, der bereits 
letztes Jahr seine kirchenpolitische Offensive gegen die in Pu­
ebla 1979 nicht besiegte «Basiskirche» und «Befreiungstheolo­
gie» mit neuem Nachdruck auf Nicaragua als «Schlüsselstel­
lung» für den ganzen Kontinent gerichtet habe. 
Tatsächlich wurden einerseits Katecheten und Missionare, an­
derseits ein theologisch besser geschulter Lehrkörper für das 
Priesterseminar vom Celam aus für Nicaragua organisiert. Sie 
sollten für den reinen Glauben besorgt sein. Nach Ablauf des 
ersten Studienjahres (15. Juni) soll dieser Lehrkörper freilich 
bereits am Sinn und Konzept seines Auftrags verzweifeln: Die 

mitgebrachten Kategorien paßten nicht in die Situation. Schö­
ner aber sagten es mehrere Katechisten in einem Gottesdienst in 
der Kathedrale von Estelí: Wir sollten euch im wahren Glauben 
unterweisen, aber nun sind wir es, die von eurem Glauben, dem 
Glauben in den Basisgemeinden, gelernt haben. 
Solchen Mitteilungen und Erfahrungen ist kaum etwas hinzu­
zufügen. Der Basiskirche kommt man weder im Namen des 
Rechts noch im Namen des Gehorsams, sondern nur auf den 
Wegen von Liebe und Solidarität bei. Nach Fernando Cardenal 
finden es die Sandinisten zudem merkwürdig, daß die Kirche 
heute in Osteuropa versuche, eine seit Jahrzehnten offene 
Kluft zu den marxistischen Regimen zu überbrücken, in Nica­
ragua aber die Kluft künstlich aufreiße, um dann womöglich in 
zwanzig Jahren mit Annäherungsversuchen daherzukommen. 
Einzig die dogmatischen Marxisten unter den Sandinisten 
stimmten den Bischöfen zu: auch für sie sei das Christentum 
unvereinbar mit Sandinismus. 
Und was ist von den Ministerposten und dgl. für Priester zu 
halten? Daß man in unseren Breitengraden - Ausnahmen aus­
genommen - an politisierenden Pfarrern keine besondere Freu­
de hat, ist gut und begreiflich. Aber wer unter den außeror­
dentlichen Bedingungen von Nicaragua gegen Priester, denen 
ein anderes Amt zufiel, einschreitet, der treibt - vielleicht unter 
wohlmeinenden Vorzeichen, erst recht aber bei beabsichtigter 
Isolierung der Sandinisten - selber Politik. 

Ludwig Kaufmann 

4 Daß die Ordensleute, die in Nicaragua wie weitherum in Lateiname­
rika Mission und Seelsorge aus eigener Initiative übernommen haben, 
den Bischöfen gegenüber einen gewissen Freiraum beanspruchen, hat 
Außenminister d'Escoto in seinem Gespräch in Wien dargetan. Die 
Tatsache, daß er «nie Pfarrer, sondern Missionspriester» (der Mary-
knoll-Fathers) gewesen und nie einem Diözesanbischof unterstanden 
sei, habe die Übernahme eines Regierungsamtes erleichtert. Auch 
Fernando Cardenal erklärte mir im Gespräch, daß er für sein Wirken 
die volle Unterstützung des Jesuitenprovinzials von Zentralamerika, 
César Jerez, genieße. Jerez, der aus Guatemala stammt und dort - ob 
seines Wirkens unter den Armen in der Forschungsstelle CIAS - des 
Kommunismus verdächtigt und im Vatikan angeklagt wurde, ist von 
P. General Arrupe im August 1976 zum Provinzial ernannt und jetzt 
auch von ihm als Fachmann für Zentralamerika an die erwähnte Ta­
gung mit Bischöfen und Kardinälen in Rom mitgenommen worden. 

Einsatz von Gruppenmedien in Kolumbien und Indonesien 
Bericht über die Anwendung eines lateinamerikanischen Kommunikationsmodells1 

Am Abend des 15. Juli 1979 versammelten sich im Armen vier­
tel Cokrokusuman am Rande der javanischen Stadt Yogyakar­
ta fünfzehn jugendliche Arbeitslose um ein kleines Kassetten­
gerät. Sie hörten sich ein Programm an, das in drei Episoden zu 
je einer halben Stunde von einem fingierten Gerichtsfall berich­
tete, die indonesische Version eines ursprünglich lateinameri­
kanischen Hörspiels. Am Anfang war auch ein älterer Herr, 
der Vorsteher der Nachbarschaftsvereinigung, mit dabei. Er 
hielt eine kleine Ansprache zur Eröffnung, und nach dem Ab­
spielen der ersten Episode sprach er mehr als eine halbe Stunde 
lang in väterlichem Ton zu den Jugendlichen über den Wert der 
Arbeit, die Notwendigkeit, zu studieren und sich um die Zu-

1 Vgl. Ruedi Hofmann, Kommunikation und Entwicklung. Applikation 
eines lateinamerikanischen Modells (Paulo Freire — Mario Kaplún) in 
Indonesien. Frankfurt a. M.: Peter Lang 1981. Die in diesem Aufsatz 
erwähnten Kassettenprogramme sind Hörspiele aus der Serie «Der 13. 
Geschworene» (Jurado numero 13) von Mario (César) Kaplún. Sie besteht 
aus zwanzig sozialen Themen zu je drei halbstündigen Episoden. Die Form 
ist jeweils ein Gerichtsfall, an dem der Hörer oder die Hörergruppe als der 
«13. Geschworene» (zusätzlich zu den 12 Geschworenen im Hörspiel) mit­
beteiligt ist. Die Serie wurde 1970-72 in Montevideo (Uruguay) produziert 
und von SERPAL (Servicio Radiofónico Para America Latina) über den 
ganzen spanischsprechenden Teil des Kontinents verbreitet. 

kunft zu kümmern. Er gab sich Mühe, Verständnis für die Pro­
bleme der Jugendlichen zu zeigen, ermahnte sie aber dringend, 
sich an die Parolen der Regierung zum nationalen Aufbau zu 
halten. Unmittelbar nach dieser weitschweifigen Rede verab­
schiedete er sich. 

Kassettenprogramm zur Jugendarbeitslosigkeit 
Keiner der Jugendlichen hatte bisher ein Wort gesagt. Jetzt 
aber begann eine sehr lebendige Diskussion. Dabei schenkten 
die Jugendlichen der langen Rede des Vorstehers kaum Beach­
tung. Das ganze Interesse galt dem Hörspiel der Kassette. Die­
ses handelte von jugendlichen Arbeitslosen in irgendeiner 
Großstadt. Die jugendlichen Zuhörer fühlten sich unmittelbar 
angesprochen und begannen, über die Hintergründe ihrer Si­
tuation nachzudenken. Viele Fragen blieben offen. Voll Span­
nung hörten sie sich dann die zweite Episode an, und wieder 
folgte eine lange Diskussion. Schließlich kam auch die letzte 
Episode an die Reihe. So waren beinahe fünf Stunden vergan­
gen, als die Jugendlichen gegen Mitternacht endlich auseinan­
dergingen. Während der ganzen Zeit lief das Kassettengerät. 
Einer der Gesprächsteilnehmer, selbst ein arbeitsloser Jugendli­
cher, hatte nach Abspielen jeder Episode eine leere Kassette 
eingelegt und das Gerät auf Aufnahme gestellt. So war es dem 

140 



Verfasser dieses Aufsatzes möglich, die ganzen Gespräche -
mit nachträglicher Genehmigung der Betroffenen - mitzuver-
folgen, ohne durch seine Anwesenheit zu stören. Ähnliche Ex­
perimente wurden auch in anderen Armenvierteln durchge­
führt. Es kam ein reiches Material an Diskussionsbeiträgen zu­
sammen. Dabei wurden Dinge gesagt, die man sonst als Er­
wachsener und erst recht als Ausländer in Indonesien wohl 
kaum zu hören bekommt. Sehr deutlich kam zum Ausdruck, 
wie sehr diese Jugendlichen darunter litten, daß sie von der Ge­
sellschaft als unnütze Schmarotzer angesehen werden. 
«Im Grunde wollen wir arbeiten, aber es ist niemand da, der uns zeigt, wo 
wir arbeiten sollen. Denn das ist sicher wahr: Wenn uns jemand Arbeit 
gibt, so fragen wir nicht, ob die Arbeit angenehm, leicht oder schwer ist. 
Wir sind bereit, jede Arbeit anzunehmen. Das ist die Wahrheit!» Als 
Beweis für diese Feststellung erzählten die Jugendlichen viele Beispiele aus 
ihrer eigenen Erfahrung: wie sie von einer Firma zur andern pilgerten, um 
Arbeit zu suchen, aber überall wie unerwünschte Bettler abgewiesen wur­
den. 
Anderthalb Jahre früher hatte der Verfasser während mehrerer 
Monate bei einer Basisgruppe im Armenviertel La Isla außer­
halb der kolumbianischen Stadt Medellín mitgemacht. Die 
Gruppe bestand aus etwa zehn erwachsenen Frauen und Män­
nern und hatte schon einige Erfahrungen mit Kassettenpro­
grammen zu verschiedenen Themen. Als die Originalversion 
des erwähnten Hörspiels über die Arbeitslosigkeit an die Reihe 
kam, lud man einige arbeitslose Jugendliche aus der Nachbar­
schaft zum Gespräch ein. Diese hörten sich das Programm mit 
großem Interesse an und erzählten dann von ihren eigenen Er­
lebnissen. Mehrfach gaben sie ihrem Erstaunen Ausdruck, daß 
sie zum ersten Male als Arbeitslose nicht beschimpft, sondern 
verstanden wurden. 

Globale Wirtschaftsstruktur schafft überall ähnliche Probleme 
Die Ähnlichkeit der Reaktionen von Hörergruppen in Indone­
sien mit denen von lateinamerikanischen Gruppen fiel auch bei 
anderen Themen auf. Jedesmal konnte festgestellt werden, daß 
die kreativsten Gespräche dort zustande kamen, wo Betroffene 
der geschilderten Situation selbst zu Worte kamen. Die Unter­
schiede zwischen Gruppen der Elite und solchen der untersten 
sozialen Schicht innerhalb eines Landes waren im allgemeinen 
größer als die Unterschiede zwischen Gruppen derselben sozia­
len Schicht in Lateinamerika und in Indonesien. 
Kolumbien liegt von Indonesien aus gesehen genau am entge­
gengesetzten Ende der Erde. Die beiden Kulturen haben von ih­
rer Tradition her kaum etwas miteinander gemeinsam. Daß 
trotzdem solche Ähnlichkeiten der Reaktionen zu denselben so­
zialkritischen Hörspielen festgestellt werden konnten, zeigt, 
wie sehr eine weltweite Wirtschaftsstruktur bereits überall in 
der Dritten Welt ähnliche Probleme geschaffen hat. Und es 
sind überall dieselben sozialen Schichten, die darunter leiden, 
nämlich diejenigen, die normalerweise kein Mitspracherecht 
haben, deren Stimme nur selten gehört wird. Zu diesen benach­
teiligten Schichten gehören sowohl in Indonesien wie in Kolum­
bien etwa 80 Prozent der Bevölkerung/Oberflächlich gesehen 
scheint es zwar auch dieser Mehrheit der Bevölkerung allmäh­
lich besser zu gehen. Es werden im Vergleich zu früher sehr viel 
mehr Konsumgüter gekauft. So haben jetzt die meisten ein Ra­
dio, viele sogar schon einen Fernseher oder ein Motorrad. Da­
bei sind aber gewisse Grundbedürfnisse wie Nahrung, Woh­
nung und Hygiene noch keineswegs gesichert. Vor allem aber 
hat das Volk viel von seiner früheren Freiheit und Kultur verlo­
ren. 
Früher glaubte man, die ungerechte Verteilung könne damit 
behoben werden, daß durch Anhebung des Lebensstandards 
der unteren Schichten diese sich allmählich der Elite angleichen 
würden. Als Vorbild galten dabei die Industrienationen, die ja 
im letzten Jahrhundert auch gegen schreiende Ungerechtigkeit 
zu kämpfen hatten, wo sich aber allmählich ein gewisses 
Gleichgewicht einspielte. In dieser Vorstellung wurde jedoch 
nicht berücksichtigt, daß sich die Länder der Dritten Welt in ei-

Ferien-Urlaub-Reisen ... 
Ihre «Orientierung» wünscht Ihnen schöne und 

erholsame Sommertage. Gleichzeitig möchte sie 
Ihnen einen Tip geben: Unsere Zeitschrift findet auch 
im kleinsten Reisegepäck Platz, warum nicht ein paar 
Nummern zur Lektüre mitnehmen? Vielleicht haben 

Sie das Jahr hindurch einige Artikel für später 
aufgehoben - jetzt wäre die Zeit zu unbeschwertem 

Lesen. Und noch etwas: Warum nicht die 
«Orientierung» bei Freunden und neuen Bekannten 

zum Gesprächsstoff machen? Man kann auch 

... über «Orientierung» 
sprechen 

Wir stellen Ihnen sehr gerne Probenummern 
zur Verfügung. 

Die nächste Ausgabe der Orientierung erscheint 
als erste Feriendoppelnummer am 3 1 . Juli. 

nem ganz anderen Abhängigkeitsverhältnis befinden als die In­
dustrienationen des 19. Jahrhunderts. Die multinationalen Fir­
men und die ausländischen Geldgeber sind vor allem daran in­
teressiert, möglichst viel Profit herauszuschlagen. Ihre Ver­
handlungspartner in der Dritten Welt sind nicht die Arbeiter 
oder Bauern, sondern eine kleine Minderheit, die sich - vom 
Rest der Bevölkerung getrennt - einen ganz eigenen Lebensstil 
angewöhnt hat. Aus verschiedenen Gründen decken sich die In­
teressen dieser Minderheit weitgehend mit denen der ausländi­
schen Firmen.2 Die Meinung der Industriearbeiter, die in Indo­
nesien oft mit einem Lohn von weniger als Fr. 3.- pro Tag aus­
kommen müssen, ist nicht gefragt. Die einzige legale Gewerk­
schaft steht fast vollkommen unter der Kontrolle der Elite. Es 
gibt kein Streikrecht. Für die Landarbeiter (die Mehrzahl der 
Bauern in Indonesien leben heute nicht mehr vom eigenen 
Land) ist die Situation noch bedeutend schlimmer. Ihnen ist 
jede Art von Zusammenschluß verboten. Das ist der Preis, der 
gezahlt werden muß, um das Land für ausländisches Geld att­
raktiv zu machen. Bisher hat sich das Geschäft für die Indu­
strienationen gelohnt. Von 1970-1977 verließen für jeden Dol­
lar, der als direkte Investition nach Indonesien kam, 2,71 Dol­
lar das Land in Form von Gewinn.3 Die neuen Arbeitsplätze, 
für die dieser Gewinn die Grundlage bilden könnte, sind jedoch 
nicht im Land selbst, sondern in Japan, Nordamerika und Eu­
ropa zu finden. Hier liegt wohl einer der wichtigsten Unter­
schiede zur europäischen «Industrierevolution» des letzten 
Jahrhunderts. Das Faktum ist, daß die Marktwirtschaft nicht 
nur den Abstand zwischen Industrieländern und sogenannten 
«Entwicklungsländern» vergrößert hat, sondern auch inner­
halb des jeweiligen Landes werden die Unterschiede stets grö­
ßer. Die Anhebung des Lebensstandards der unteren Schichten 
ist also in einem einseitig auf Wachstum ausgerichteten Wirt­
schaftssystem eine Illusion. 
In einer so komplexen Situation ist es oft schwierig zu entschei­
den, ob ein bestimmtes Entwicklungsprojekt einen von der 
Mehrheit der Bevölkerung aus gesehen positiven oder negati­
ven Effekt hat. Dies gilt vor allem auch für die Kommunika­
tionsmittel, die seit den sechziger Jahren massiv in den Dienst 
der sogenannten Entwicklung gestellt werden. 

Vgl. z.B. Johan Galtung, Eine strukturelle Theorie des Imperialismus, 
in: Dieter Senghaas (Hrsg.), Imperialismus und strukturelle Gewalt, 
Frankfurt a. M.: Suhrkamp, 4. Auflage 1978, S. 29-104. 
3 PRISMA (Jakarta) 9 (1980) Nr. 12, S. 82. 
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